
Ein Traum für Oldtimer-Freunde: Für die Schlecker Classic-Rallye reisten viele Teilnehmer von weither nach Ulm an. Foto: Volkmar Könneke

Wiblinger Eltern klagen über
Atemwegserkrankungen ihrer
Kinder. Schuld soll die schlechte
Raumluft im Kindergarten Reut-
linger Straße sein. Verursacht
durch Schadstoffe? Die Stadt
prüft das im Herbst.

DANIEL GLANZ

Wiblingen. „Es riecht wie in einem
nassen, alten Keller“, so beschreibt
Nicole Graf die Zustände. Sie meint
die Räume und die Luft im Kinder-
garten an der Reutlinger Straße in
Ulm-Wiblingen. Die Mutter eines
Sohnes im Kindergartenalter ist Mit-
glied im dortigen Elternbeirat und
erzählt: „Wenn man die Kinder mit-
tags abholt, dann riecht man das an
ihrer Kleidung.“ Ein Kritikpunkt:
die Raumluft. Dabei ist das Problem
in der Tagesstätte, wo sich wochen-
tags 50 Kinder aufhalten und eigent-
lich ausgelassen spielen, singen
und toben sollen, schon länger be-
kannt. „Es ist aber immer schlim-

mer geworden“, sagt Nicole Graf. Es
sei schon vor Jahren aufgefallen,
dass es dort rieche. „Richtig pene-
trant“ sei es dann vor zwei Jahren ge-
worden, und inzwischen nehme
auch die Kleidung der Kleinen den
Geruch von dort an. Besonders lei-
den müssen wegen der schlechten
Raumluft offenbar zehn Kinder.
Drei Ärzte aus Wiblingen hätten
nach Informationen des Elternbei-
rats attestiert, dass diese Kinder
häufiger krank seien als ihre Spielge-
fährten und eine Häufung an Bron-
chitis, Nasen- und Rachenerkran-
kungen auftrete, erläutert Nicole
Graf.

Die Vermutung des Elternbeirats:
Schuld könnten zum Beispiel Schad-
stoffe sein, wie die Holzschutzmit-
tel PVP und Lindan, die in dem Ge-
bäude aus dem Jahr 1975 eventuell
verbaut wurden. „Das wurde von
den zuständigen Stellen der Stadt
Ulm aber kategorisch abgelehnt.
Sachverständige konnten angeblich
keine Belastung feststellen“, erklärt
sie. Ein weiteres Problem: Die Hei-
zungsanlage. Geheizt werden die

Räume mit Nachtspeicheröfen.
Auch hier sieht der Elternbeirat
Handlungsbedarf, da sie eine Gefah-
renquelle für die Kinder darstellten.
„Es kam schon vor, dass sich Erzie-
herinnen daran verbrannt haben.
Auch sind schon Gegenstände ge-
schmolzen, die zu nah an den Öfen
lagen“, berichtet sie. Um die Stadt
Ulm als Trägerin der Einrichtung

auf die Missstände hinzuweisen,
hatte es am 25. März ein Treffen bei
OB Ivo Gönner mit Vertretern des El-
ternbeirats und des Gebäudemana-
gements der Stadt gegeben. Dabei
wurde eine Gebäudebegehung des
Kindergartens verabredet – diese
fand schließlich am 8. Juli statt.

„Dann passierte erst mal gar
nichts. Wir bekamen nur ein Proto-
koll, in dem alle Mängelpunkte auf-
gelistet waren. Seitdem haben wir

nichts mehr gehört, nichts mehr ge-
sehen“, bedauert Nicole Graf das
Verhalten der Stadt. Damit sich
auch die Wiblinger Stadträte ein
Bild von der Lage vor Ort machen
können, hatte der Elternbeirat nun
Helga Malischewski, Erwin Böck
und Reinhard Kunz eingeladen.
Helga Malischewski: „Es war muf-
fig, wie wenn man einen schlecht ge-
lüfteten Raum betritt.“ Und sie er-
gänzt: „Die Lüftungsmöglichkeit ist
nicht so gut, es gibt nur Oberlichter.
Wir nehmen die Sache ernst.“

Die Kritik des Elternbeirats rich-
tet sich dabei zuvorderst gegen das
Gebäudemanagement, das mit der
Instandhaltung der Kindergärten
beauftragt ist. Joachim Kober, der
zuständige Sachbearbeiter, weist
den Vorwurf der Untätigkeit aber zu-
rück, kann die Kritik an seiner Be-
hörde nicht verstehen. „Ich ver-
stehe sehr wohl, dass sich Eltern
um das Wohl ihrer Kinder sorgen.
Aber ich verstehe nicht den Vor-
wurf, dass wir nicht tätig werden.“

Wie Kober auf Anfrage der SÜD-
WEST PRESSE erklärte, soll an den

Nachtspeicheröfen noch vor Be-
ginn der Heizperiode Mitte Septem-
ber eine Schutzvorrichtung ange-
bracht werden, „damit sich die Kin-
der und Erzieherinnen nicht mehr
an den heißen Oberflächen verbren-
nen können“. Die Vorarbeiten dafür
beginnen in den Kindergarten-Fe-
rien, der Kindergarten bleibt noch
bis zum 31. August geschlossen.

Außerdem wird sich der städti-
sche Arbeitskreis „Schadstoffe im
Hochbau“ mit dem Thema befas-
sen. Das Gremium aus Baufachleu-
ten, Chemikern, Sicherheitsinge-
nieuren und Arbeits- und Umwelt-
medizinern prüft dann die ärztli-
chen Atteste über die Kinder und
versucht zu klären, ob ein Zusam-
menhang zwischen den Schadstoff-
messungen und der Häufung bei
Atemwegserkrankungen einiger Kin-
der der Einrichtung an der Reutlin-
ger Straße besteht. Dies wird zwar
frühestens im Herbst der Fall sein,
aber Kober fügt hinzu: „Wir sind da-
mit voll im Zeitrahmen, den wir bei
der Besprechung mit dem Elternbei-
rat abgemacht haben.“

Bei der Diskussion über das Projekt
Stuttgart 21 wird oft der Aspekt des
Klimaschutzes ignoriert. Umwelt-
schutzverbände fordern zu Recht,
dass der Güterverkehr auf die
Schiene verlagert und der öffentli-
che Nah- und Regionalverkehr aus-
gebaut wird. Bekanntlich tragen
Lkw und Pkw mit etwa 21 Prozent
zum Treibhausgas-Ausstoß bei.

Mit dem geplanten Tunnel-Bahn-
hof wird zunächst mal die Güterver-
sorgung Stuttgarts hauptsächlich
per Lkw unumkehrbar gemacht.
Der bisherige Stuttgarter Haupt-
bahnhof, und erst recht das Alterna-
tivprojekt Kopfbahnhof 21, verfü-
gen über eine große Kapazitätsre-
serve zur Bewältigung eines wach-
senden Personen- und Güterschie-
nenverkehrs. Stuttgart 21 aber redu-
ziert die bestehenden sechzehn
Gleise auf die Hälfte.

Der Stuttgarter Industrieraum
hat zirka 750 000 Pendler, von de-
nen viele die Bahn benutzen. Durch
Stuttgart 21 wird der Nah- und Re-
gionalverkehr zurückgebaut, zur
Freude der Automobilkonzerne
und zum Schaden des Klimas. Die
geplante Neubaustrecke wird uns
Ulmern schmackhaft gemacht, kom-
men wir doch ein paar Minuten
schneller zum Flughafen. Vergessen
wird oft, dass der immer noch zu
steil geplante Albaufstieg nur für

leichte Schnellgüterzüge unter 1000
Tonnen befahrbar sein wird. Da-
durch wird eine klimawirksame Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf die
umweltverträglichere Schiene auf
lange Sicht unmöglich gemacht.
Und das in einem der größten Kno-
tenpunkte des europäischen Ver-
kehrssystems!

Welche Interessen stehen dahin-
ter? Zum einen setzt die privati-
sierte Bahn auf den profitablen Per-
sonen-Fernschnellverkehr. An der
Zementierung des Straßenverkehrs
profitiert sie auch noch, weil sie mit
dem Aufkauf der Speditionen Schen-
ker und Stinnes das zweitgrößte Lo-
gistikunternehmen der Welt ist.
Dann die Automobilkonzerne der
Stuttgarter Region. Was für ein „Zu-
kunftsprojekt“, wo doch die Ver-
kehrsemissionen bis 2050 um 83%
abgesenkt werden müssten (Ökoin-
stitut Freiburg)!
AXEL KORN, ULM

Für die nötige Flexibilität zur
Bewältigung von Auftragsspit-
zen ist Zeitarbeit unverzichtbar.
Diesen Standpunkt vertritt der
Verband Südwestmetall Ulm.

Ulm. Die Zeitarbeit erfüllt eine
wichtige Funktion beim Ausgleich
konjunktureller Zyklen. Auf diesen
Mechanismus weist nun die Bezirks-
gruppe Ulm des Arbeitgeberver-
bands Südwestmetall in einer Mit-
teilung hin. Darin heißt es, die Zeit-
arbeit diene auch dem Schutz von
Stammbelegschaften – im Falle ei-
nes Abschwungs müssen die Zeitar-
beiter als erste den Betrieb verlas-
sen. Der neue Geschäftsführer von
Südwestmetall Ulm, Götz Maier,
sieht es wie folgt: „Wer die Zeitar-
beit einschränken will, handelt für
die Unternehmen der Region und
wirtschaftlich insgesamt verantwor-
tungslos.“ Die Zeitarbeit bilde die
am besten funktionierende Beschäf-
tigungsbrücke und komme dabei
komplett ohne öffentliche Subven-
tionen aus. Die Unternehmen könn-
ten mit Zeitarbeit ihren Auftragsein-
gang flexibel bewältigen und Krisen
abfedern. Maier: „Die Zeitarbeit
hilft Arbeitsplätze zu sichern und
kostet keine, wie das vielfach fälsch-
licherweise behauptet wird.“

Bei den Unternehmen von Süd-
westmetall Ulm sei die Quote der
Zeitarbeitnehmer in Relation zum
bundesweiten Durchschnitt sehr
niedrig, sie habe aber auch im Kon-
junkturhoch deutschlandweit nur

sechs Prozent betragen. „In der re-
gionalen Metall- und Elektroindus-
trie liegt die Quote bei nur 3,96 Pro-
zent bei regional knapp 2000 Zeitar-
beitnehmern“, sagt Maier mit Blick
auf eine im Mai vorgenommene
Konjunkturumfrage des Verbandes
unter den Mitgliedsunternehmen
im Raum Ulm, Alb-Donau, Biber-
ach und Sigmaringen. Maier weiter:
„Da liegt unsere Ausbildungsquote
mit 5,29 Prozent deutlich höher.“

Ungeachtet der Krise hätten so-
gar 65 Prozent der Unternehmen
Zeitarbeiter in die Stammbeleg-
schaft übernommen. Die Übernah-
mequote betrage 7 Prozent. Dies do-
kumentiere erneut, dass Zeitarbeit
eine Einstiegschance vor allem für
Arbeitslose und Geringqualifizierte
bieten könne. Derzeit könnten die
Firmen nur für drei bis sechs Mo-
nate planen. Für Auftragsspitzen
brauchten sie aber die Flexibilität,
die ihnen die Zeitarbeit biete.  kö

Ulm/Neu-Ulm. Wer an der Schle-
cker Classic Oldtimer-Rallye teil-
nimmt, muss mehr leisten als nur
sein schönes altes Auto auszufah-
ren. Auf der Tour mussten die
52 Teams auch Geschicklichkeits-
aufgaben lösen. Nach dem Start am
Hotel Lago in der Friedrichsau ging
es am Samstag zuerst nach Aalen,
wo die Fahrer an den Limes-Ther-
men gegeneinander Tischkicker
spielten. Bei der Firma Hartmann
in Heidenheim mussten sie mög-
lichst schnell und natürlich mög-
lichst richtig einen Verbandskasten
zusammenstellen, und am Steiff-
Museum in Giengen stand Bull-Ri-
ding an. „Aber alles ganz locker, das
Wichtigste war der Spaß“, berichtet
Senay Blank, deren Agentur die Ral-
lye samt Rahmenprogramm organi-
siert hatte. Unter den Autos war
vom kleinen Fiat 500 bis zum hoch-
klassigen Ferrari Dino alles vertre-
ten. Der jüngste Fahrer war 20, der
älteste „70 plus“.

Spaß hatten die Teilnehmer je-
denfalls reichlich, auch beim Abend-
programm in der Traumfabrik Clas-
sic in Neu-Ulm mit Comedy, Musik
und einem Magier von „Pomp Duck
and Circumstance“ sowie Catering
des Landgasthofs Hirsch aus Finnin-
gen. Dank der Sponsoren wird ein
Erlös von rund 10 000 Euro zusam-
menkommen, sagt Senay Blank. Er
ist für die Ehinger Kinderkreativ-
werkstatt bestimmt. cik

Zu der beschriebenen schlechten
Versorgung von Heimbewohnern
darf ich Sie auf die seit 1. Juli .2010
geltende Regelung in Baden-Würt-
temberg aufmerksam machen,
nach der eine massive Verschlechte-
rung der Bezahlung von Hausbesu-
chen, auch in Pflegeheimen, umge-
setzt wird.

Bisher schon waren regelmäßige
Hausbesuche nicht mehr gesondert
bezahlt worden, allerdings konnten
dringende Hausbesuche nach 19
Uhr, unvorhergesehene Inanspruch-
nahmen nachts und am Wochen-
ende, Hausbesuche auf dringende
Anforderung des Pflegeheimes mit
Hausbesuch am selben Tag außer-
halb des Regelleistungsvolumen ver-
gütet werden. Jetzt sind alle diese
ärztlichen Leistungen mit dem so
genannten Regelleistungsvolumen
abgedeckt, das fachgruppen- und
arztspezifisch laut aktuellem Be-
scheid für mich mit 27,06 Euro (!!)
festgelegt wurde. Weitere Leistun-
gen, mit Ausnahme der Weggebüh-
ren, lassen sich in einem Quartal für
Hausbesuchspatienten nicht zusätz-
lich abrechnen.

Ich habe es bisher so gehand-
habt, das mit der Abrechnungsmög-
lichkeit für oben genannte drin-
gende Hausbesuche die Routine-
hausbesuche im Rahmen einer
Mischkalkulation als wirtschaftlich

akzeptabel mit durchgeführt
wurde. Dies haben viele andere Kol-
legen für sich schon bisher nicht
mehr gesehen und aufgrund des ho-
hen Aufwandes keine Hausbesuche
durchgeführt.

Durch die neue Regelung muss
auch in meine Hausbesuchstätig-
keit massiv einschränken, da meine
entstehenden Kosten in keinster
Weise gedeckt werden, im Gegen-
teil, hier entstehen für mich höhere
Kosten. Statt ca. 3 Hausbesuchen
im Quartal zu routinemäßigen Ka-
theterwechseln werde ich nur noch
einen Hausbesuch durchführen
können, auch die bisherigen notfall-
mäßigen Hausbesuche am Wochen-
ende oder abends z. B. bei dislozier-
tem oder verstopftem Blasenkathe-
ter muss ich jetzt in die nächstgele-
gene urologische Klinik verweisen.
Dadurch entstehen je nach Entfer-
nung sehr hohe Transportkosten
zwischen ca. 80 bis 200 Euro die die
Kosten, die wir Ärzte bisher erhal-
ten haben, massiv übersteigen.
Diese Transportkosten werden von
den Krankenkassen ab Pflegestufe 2
weiterhin bezahlt! Die Belastungen,
denen die Schwerkranken durch
den Transport ausgesetzt sind, sind
immens. Dazu kommen weiter Kos-
ten, die in der Ambulanz der jeweili-
gen Kliniken anfallen. Ich lege Ih-
nen mein Infoschreiben, das ich ak-

tuell meinen Hausbesuchspatien-
ten überlasse, bei.

Trotz unserer ärztlichen Ver-
pflichtung sind wir niedergelasse-
nen Ärzte als Kleinunternehmer
wirtschaftlichen Zwängen unter-
worfen und müssen kalkulieren,
wie wir mit unser Tätigkeit Gewinn
erwirtschaften. Niemand gibt uns
günstigere Konditionen für Mieten,
Praxiskosten, Personal und Finan-
zierung nur aufgrund unserer ärztli-
chen Tätigkeit; es wird von uns je-
doch offensichtlich erwartet, das
wir unsere Tätigkeit für „Gottes-
lohn“ leisten! Ich kann es, auch mei-
ner Familie gegenüber, nicht mehr
vertreten, meist abends bis 21 Uhr
in Pflegeheime zu fahren, um drin-
gende Hausbesuche abzuarbeiten,
besonders wenn ich dadurch Geld
verliere! Ich muss mich auf die Tätig-
keiten konzentrieren, bei denen
noch etwas zu verdienen ist.

Diese drastische Verschlechte-
rung der Versorgung von Pflegebe-
dürftigen ist Folge des durch die
schwarz-rote Koalition unter Feder-
führung von Ulla Schmidt einge-
führten Gesundheitsfonds und der
Regelleistungsvolumina. Die da-
durch ausgelösten verwaltungs-
und verteilungstechnischen Mecha-
nismen sind mit dem gesunden
Menschenverstand nicht nachzu-
vollziehen und führen zu diesen Ver-

zerrungen. Die Leidtragenden sind
die Schwächsten der Gesellschaft:
Alte, Kranke, Pflegebedürftige und
Behinderte. Dass Horst Seehofer an-
gesichts der Erhöhung der Kranken-
kassenbeiträge verkündet, damit
sei die bisherige hervorragende Ver-
sorgung der Kranken gesichert, er-
scheint durch diese Vorgänge gera-
dezu lachhaft. Die Menschen fragen
sich, wer diese Vorgänge zu verant-
worten hat; die Politik scheint nicht
in der Lage zu sein, sachorientierte
Lösungen vorzulegen; durch diese
Verunsicherung wird das politische
System unserer Gesellschaft in
Frage gestellt. Diese Entwicklungen
sind der Nährboden dafür, dass ich
die Menschen von unserem gesell-
schaftlichen System abwenden und
dann auch nicht mehr wählen ge-
hen. Ob der gegenwärtige Gesund-
heitsminister den Willen und die
Kraft hat, einen grundlegenden Sys-
temwechsel und eine Reduzierung
der unsinnigen und kostenintensi-
ven Verwaltungsebenen zu beschlie-
ßen ist zweifelhaft; die Pläne der Op-
position deuten auf weitere Schritte
zu einem poliklinischen System un-
ter staatlicher Regie hin.

Für die Zukunft gilt: Bleiben Sie
gesund, jung und reich, dann pas-
siert Ihnen nichts!
MARTIN LUTZ, FACHARZT FÜR URO-

LOGIE IN ULM

Götz Maier:
Die Beschäfti-
gungsbrücke
Zeitarbeit funk-
tioniert ohne
Subventionen.

Ärger im Kindergarten
Elternbeirat wirft Stadt Ulm Untätigkeit bei Mängelbehebung vor

Vermutete Probleme:
Schadstoffe und
Speicherheizung
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ZU „DIAKONIE WARNT VOR ÄRZTEMANGEL IN HEIMEN“, 8. JULI

Bleiben Sie gesund, jung und reich – dann passiert Ihnen nichts!
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